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Die Landestalsperrenverwaltung plant und baut derzeit mehrere Hochwasserrück-
haltebecken im Osterzgebirge. In vielen Fällen gilt es dazu neben der Berücksich-
tigung fachlicher Aspekte auch unterschiedliche Meinungen in der Öffentlichkeit 
zu beachten. Der Gesetzgeber sieht für derartige Vorhaben wasserrechtliche Plan-
feststellungsverfahren zur Erlangung der erforderlichen Baugenehmigungen vor. 
Doch nicht immer genügt es für die Akzeptanz solcher Vorhaben in der Bevölke-
rung, allein die im Rahmen der rechtlichen Regelungen vorgesehenen Schritte zur 
Öffentlichkeitsbeteiligung durchzuführen.   
Stichworte: Hochwasserrückhaltebecken, Planfeststellungsverfahren,  
Öffentlichkeitsbeteiligung 
1 Veranlassung und Ausgangssituation 
Nach dem August- Hochwasser 2002 hat der Freistaat Sachsen aus insgesamt 47 
Hochwasserschutzkonzepten mit dem sächsischen Hochwasserschutzinvestiti-
onsprogramm einen landesweiten Maßnahmeplan zur nachhaltigen Verbesse-
rung des öffentlichen Hochwasserschutzes in den gefährdeten Gebieten aufge-
stellt, an dessen Umsetzung derzeit gearbeitet wird. Bestandteile dieses Pro-
gramms sind unter anderem auch Maßnahmen zum technischen Hochwasser-
schutz. Dazu gehören neben lokalen und regionalen Maßnahmen wie Deich- und 
Gewässerinstandsetzungs- und -ausbaumaßnahmen in urbanen Gebieten auch 
überregional wirksame Hochwasserrückhaltebecken (HRB).  
Im Osterzgebirge wurde dazu das zur Zeit des Hochwassers 2002 schon im Bau 
befindliche HRB Lauenstein (vgl. Abbildung 1) erweitert und baulich im Jahr 
2006 fertig gestellt. Der während des Augusthochwassers 2002 gebrochene 
Damm des HRB Glashütte wurde 2005 zunächst in der ursprünglichen Größe 
instand gesetzt. Parallel dazu erfolgten die Planungen zur Vergrößerung, um 
deutliche Verbesserungen beim Hochwasserschutz für die Stadt Glashütte und 
den weiteren Unterlauf der Müglitz zu erreichen. Die bauliche Umsetzung dieses 
178 Öffentlichkeitsbeteiligung beim Bau von Hochwasserrückhaltebecken 
 
 
Vorhabens erfolgt seit März 2010 und wird voraussichtlich Ende 2012 weitge-
hend abgeschlossen sein.  
Weiterhin werden im Zuständigkeitsbereich des Betriebes Oberes Elbtal derzeit 
4 neue HRB beplant. Dies sind die HRB Niederpöbel, Niederseidewitz, Bären-
stein und Waldbärenburg (vgl. Abbildung 1). Zum Teil laufen derzeit dafür die 
wasserrechtlichen Planfeststellungsverfahren oder beginnen demnächst. 
 
Abbildung 1: Hochwasserrückhaltebecken im Osterzgebirge 
Mit zunehmendem Abstand von dem großen und verheerenden Hochwasser 
2002, welches allein im Freistaat Sachsen Schäden in Milliardenhöhe verursacht 
hat, ist festzustellen, dass die Akzeptanz in der Öffentlichkeit für die Durchfüh-
rung insbesondere überregional wirksamer Hochwasserschutzmaßnahmen wie 
z. B. HRB immer mehr abnimmt (vgl. Abbildung 2). Allein der Verweis auf die 
2002 entstandenen Schäden in Verbindung mit der Erfüllung der gesetzlichen 
Anforderungen an die Beteiligung der Öffentlichkeit genügen nicht mehr, um 
eine hinreichende Zustimmung in der Öffentlichkeit für die Realisierung solch 
großer Bauwerke zu erlangen.  
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Abbildung 2: Zeitungsartikel zum HRB Glashütte (Quelle: Sächsiche Zeitung) 
2 Überlegungen zur Problemanalyse 
Besonders in der jüngeren Vergangenheit ist in diesem Zusammenhang festzu-
stellen, dass sich auf verschiedene Weise sehr schnell Bürgerinitiativen bilden, 
welche die Zielstellung verfolgen, die Realisierung der Vorhaben ganz oder zu-
mindest in der geplanten Ausführung zu verhindern. Dabei wendet man sich oft 
nicht oder nicht direkt an den Vorhabensträger, sondern z. B. an Medien, politi-
sche Gremien oder einzelne politische Amtsträger. Die dazu verwendeten Ar-
gumentationen beschränken sich vielfach auf einzelne, meist aus der Sicht des 
jeweiligen Personenkreises subjektiv dominierende, plakative Aspekte. Beson-
ders technische Randbedingungen, betriebliche Anforderungen und Gesetzes-
vorgaben werden dabei oft nur untergeordnet betrachtet oder gar nicht akzep-
tiert.  
Diese Entwicklung ist aus Sicht der Verantwortungsträger für den Hochwasser-
schutz als zunehmend problematisch einzuschätzen. Dies allein schon deshalb, 
weil insbesondere staatliche Mittel zur Finanzierung solcher Vorhaben oft nur 
über begrenzte Zeiträume zur Verfügung stehen. Überschreitet die Vorberei-
tungs- und Realisierungszeit des Vorhabens das Zeitfenster der Mittelbereitstel-
lung, ist die vollständige Umsetzung des Vorhabens mangels Finanzierung ge-
fährdet. Gegebenenfalls können daraus bei Verwendung von EU- und Bundes-
mitteln auch Rückzahlungsforderungen resultieren.  
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Setzt sich dieser Trend fort, kann das mehr und mehr dazu führen, dass große 
wasserbauliche Vorhaben, aber auch andere vergleichbare Großbauvorhaben 
zum Nutzen oder Schutz der Allgemeinheit möglicherweise künftig nicht mehr 
in sinnvollen Zeiträumen genehmigungs- und realisierungsfähig sein werden 
oder bereits genehmigte Vorhaben dann nicht mehr sicher finanziert und reali-
siert werden könnten. Dabei würde auch die Frage nach der Rechtssicherheit bei 
der Umsetzung von bereits rechtmäßig ergangenen Planfeststellungsbeschlüssen 
neu zu bewerten sein. Dies könnte letztlich insgesamt die sichere und stabile 
Entwicklung zumindest von bestimmten Regionen oder Teilen der Bevölkerung 
beeinflussen.  
Im Gegensatz zu der in Punkt 1 dargelegten Situation war die Stimmung unmit-
telbar nach dem Augusthochwasser 2002 noch von öffentlichen Forderungen 
nach schneller Realisierung notwendiger Hochwasserschutzmaßnahmen domi-
niert. Dies mag angesichts der großen Schäden im Grunde nicht verwundern. 
Dagegen schwer verständlich ist der o.g. offenkundige öffentliche Meinungs-
wandel, der sich trotz der seit 2002 immer wieder in Sachsen eingetretenen 
Hochwasserereignisse (z. B. 2006, 2010, 2011) mit erneuten Schäden vollzogen 
hat. Hauptursache für die vorgenannte Entwicklung ist vermutlich ganz allge-
mein die Tatsache, dass so große Bauwerke wie HRB den umgebenden Lebens-
raum für Menschen und die Natur nachhaltig und für die Allgemeinheit abstrakt 
schwer vorstellbar verändern. Angesichts dieser „großen Unbekannten“ wird die 
Notwendigkeit der dazu erforderlichen Eingriffe in vielfältige Bereiche des Na-
tur- und Landschaftsraumes besonders durch die Betroffenen subjektiv infrage 
gestellt und als Folge oft pauschal abgelehnt.  
Die nachfolgend angeführten Aspekte spielen nach den Erfahrungen des Verfas-
sers dabei vielfach eine wesentliche Rolle:  
− Aufgrund der relativ schnellen und umfassenden Hilfen durch Versicherun-
gen, Spenden, staatliche Hilfen usw. nach dem Hochwasser 2002 ist es in 
vielen betroffenen Gebieten nach der Schadensbeseitigung an Gebäuden und 
der Infrastruktur zu erlebbaren Zustandsverbesserungen gekommen. Dieser 
für die schwer betroffenen Regionen insgesamt natürlich sehr positive und 
sinnvolle Effekt trägt aber auch unmittelbar dazu bei, dass die individuellen 
Erfahrungen aus dem Hochwasser zu realen Gefahren und Schäden im Ver-
gleich zur neuen Situation relativ schnell und stark abgeschwächt werden und 
in den Hintergrund treten.  
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− Die von Fachleuten objektiv bewerteten und tatsächlich vorhandenen Hoch-
wasserrisiken und –gefahren werden aufgrund des seltenen und meist räum-
lich begrenzten Auftretens vom einzelnen Bürger subjektiv nicht oder nur in 
sehr diffuser Form wahrgenommen und akzeptiert. Hinzu kommt auch aus 
vergangenen Hochwassern eine differenzierte Betroffenheit bei Hochwasser-
ereignissen, die wiederum individuelle Interpretationen des Erlebten verur-
sacht und dieses mit zunehmendem zeitlichen Abstand vom Ereignis oft rela-
tiviert und abschwächt.  
− Die tatsächlich sehr langwierige planerische Vorbereitung und bauliche Um-
setzung der Maßnahmen entspricht nicht den von der Öffentlichkeit nach 
dem Hochwasserereignis erwarteten sehr kurzen Handlungszeiträumen, wo-
raus vielfach eine subjektiv geringe Dringlichkeit und Bedeutung abgeleitet 
wird.  
− Aus der individuellen, subjektiven Betrachtung werden mit Blick auf das sel-
tene Auftreten großer Hochwasserereignisse die Nachteile technischer 
Hochwasserschutzmaßnahmen (dauerhaft mit allen Auswirkungen sicht- und 
spürbar) im Vergleich zu den Vorteilen (Schutzwirkung nur selten sicht- und 
spürbar) überbewertet.  
− In der heutigen Zeit wird öffentliche Meinungsbildung sehr stark über Medi-
en, besonders lokale Tageszeitungen und Fernsehen, beeinflusst. Dabei wird 
Ablehnung aufgrund des daraus resultierenden Konfliktpotenzials medial 
überbetont, oft bewusst in den Vordergrund gerückt und dabei zugleich auf 
relativierende Argumente und Informationen verzichtet. Durch die so entste-
hende, vielfach nicht der Realität entsprechende einseitige Darstellung 
scheinbarer Konflikte wird beim Bürger Ablehnung eher gefördert als mögli-
che Zustimmung. 
− Bisher sind Planungsunterlagen nicht oder nur wenig dazu geeignet, Dritte – 
und dabei besonders „Nichtfachleute – verständlich und umfassend über das 
Vorhaben und all seine wesentlichen Randbedingungen zu informieren. Das 
Verständnis von Vorhabensrechtfertigungen, durchgeführten Alternativen-
prüfungen, plastischen Visualisierungen und die Funktion technischer Lö-
sungen geplanter Vorhaben einschließlich deren aktiver Vermittlung an die 
Bürger sind jedoch ganz zentrale Voraussetzungen für eine positive, zumin-
dest aber objektive öffentliche Meinungsbildung und Akzeptanz dazu.  
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Die voran stehenden Überlegungen machen deutlich, dass es zwingend erforder-
lich ist, eine zielgerichtete, rechtzeitige und kontinuierliche Öffentlichkeitsbetei-
ligung parallel zur Vorhabensplanung zu betreiben und damit frühzeitig den ge-
nannten negativen Aspekten entgegenzuwirken.  
3 Möglicher Umgang mit Öffentlichkeitsbeteiligung 
3.1 Gesetzliche Regelungen - Mindestanforderungen 
Öffentliche, freie Meinungsäußerung ist ein wichtiges demokratisches Grund-
recht unserer Gesellschaft. Daraus folgt die Verpflichtung, die Öffentlichkeit in 
Entscheidungen über Vorhaben, die sie betrifft, in geeigneter Weise einzubezie-
hen. In Deutschland ist u.a. für planfeststellungspflichtige wasserbauliche Vor-
haben wie HRB das allgemeine Verfahren in den §§ 72 – 78 des Verwaltungs-
verfahrensgesetzes (VwVfG) geregelt.  
Das planungsrechtliche Beteiligungsverfahren (sog. Anhörungsverfahren) ist in 
§ 73 VwVfG geregelt.  
− Behörden und Träger öffentlicher Belange haben demnach max. 3 Monate 
Zeit, die Planunterlagen zu prüfen und eine Stellungnahme abzugeben. Die 
Länge der Frist innerhalb der 3 Monate bestimmt die Planfeststellungsbehör-
de. 
− Um eine ausreichende Beteiligung der Öffentlichkeit sicherzustellen, müs-
sen die Gemeinden, auf die sich das Vorhaben auswirkt, den Plan auslegen, 
vgl. § 73 Abs. 3 VwVfG. Dabei bestimmt die Anhörungsbehörde, in welchen 
Gemeinden ausgelegt wird. Den Auftakt der Auslegung bildet die Öffentliche 
Bekanntmachung. Nach der deutschen Verwaltungspraxis wird das Vorhaben 
in einer Zeitung, im allgemeinen Amtsblatt der Gemeinde, des Landkreises 
oder sogar des Bundeslandes „ortüblich“ bekannt gemacht. Der Mindestin-
halt für die öffentliche Bekanntmachung (Ort, Zeitraum, Adressat der Ein-
wendung etc.) ist in § 73 Abs. 5 VwVfG geregelt. 
Mit diesen Regelungen ist formal und umfassend sichergestellt, dass jedermann 
die ausgelegte Planung zur Kenntnis nehmen kann und dazu gegenüber der ver-
fahrensführenden Behörde zu dem Vorhaben eine schriftliche Stellungnahme 
abgeben kann.  
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Nach Bewertung der Stellungnahmen schließt sich dann nach § 73 Abs. 6 
VwVfG der (öffentliche) Erörterungstermin an. Dieser gibt den Verfahrensbetei-
ligten die Möglichkeit, alle Einwendungen mündlich und ggf. öffentlich zu erör-
tern. Danach erfolgt dann im Idealfall die Abwägung aller Belange durch die 
verfahrensführende Behörde und die Erarbeitung des Planbeschlusses ein-
schließlich ggf. erforderlicher Auflagen und Nebenbestimmungen.  
Mit diesem vom Gesetzgeber geschaffenen Verfahren wäre es formal ausrei-
chend, eine HRB-Planung erst mit dem o.g. Procedere der Öffentlichkeit zur 
Kenntnis zu geben. Dies würde in der Praxis dazu führen, dass besonders die 
unmittelbar Betroffenen aus Mangel an Sachkenntnis und -verständnis das Vor-
haben ablehnen, weil es de facto unmöglich ist, sich als „Normalbürger“ inner-
halb der zur Auslegung und Stellungnahme zur Verfügung stehenden Zeit sach-
gerecht mit den inhaltlich sehr anspruchsvollen Fachthemen zu befassen, so dass 
eine sachgerechte Beurteilung möglich wäre. Ist dennoch ein überwiegendes öf-
fentliches Interesse begründbar, so könnte das Vorhaben nach Vorliegen des 
Planbeschlusses aufgrund dessen enteignungsrechtlicher Vorwirkung formal 
rechtssicher auf dem Wege des nachfolgenden Enteignungsverfahrens durchge-
setzt werden – jedoch dann ausschließlich auf dem Rechtsweg und sicherlich 
gegen den Willen der Betroffenen, wobei Zeitdauer und Ausgang des Verfah-
rens oft ungewiss sind. Dies stellt ganz sicher keine für die Realisierung eines 
HRB günstige und anzustrebende Ausgangssituation dar.  
3.2 Alternativen und Grenzen 
Grundsätzlich ist zwischen formeller (gesetzlich vorgegeben, vgl. 3.1) und in-
formeller (nicht geregelt, freiwillig) Öffentlichkeitsbeteiligung zu unterscheiden 
(ÖGUT, 2005). Die Möglichkeiten der Umsetzung reichen dabei von der reinen 
Information über die Konsultation bis hin zu Formen der unmittelbaren öffentli-
chen Mitbestimmung (vgl. Tabelle 1).  
Besonders hinsichtlich der informellen Öffentlichkeitsbeteiligung gibt es heute 
zahlreiche Möglichkeiten, über Vorhaben aktiv und regelmäßig zu informieren 
und damit große Teile der Betroffenen frühzeitig zu erreichen. Oft ist es sinn-
voll, dies mit einer entsprechenden kontinuierlichen Pressearbeit zu verbinden.  
Während bei der reinen Information die Öffentlichkeit kaum die Möglichkeit 
hat, bei der Entscheidung mitzuwirken, können sich Bürger/innen bei Konsulta-
tion und Mitbestimmung mit unterschiedlicher Intensität in das Vorhaben ein-
bringen. 
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Tabelle 1 Möglichkeiten der Öffentlichkeitsbeteiligung (ÖGUT, 2005; modifiziert) 




























Anspruch und Aufwand für die Öffentlichkeitsbeteiligung steigen für alle Betei-
ligten mit dem Grad der Einbeziehung und Mitbestimmung. Zu beachten ist da-
bei, dass der Aufwand zu Beginn des Prozesses noch relativ gering ist, während 
hinsichtlich der Mitbestimmung praktisch noch alle Möglichkeiten bestehen. 
Dieses Verhältnis kehrt sich mit zunehmendem Projektfortschritt aufgrund der 
steigenden Komplexität und der abnehmenden Gestaltungsmöglichkeiten um 
(sog. Partizipationsparadox).  
 
Abbildung 3: Partizipationsparadox (Quelle: www.wegweiser-buergergesellschaft.de) 
Bei technischen Vorhaben wie dem Bau eines HRB ist die objektive und inhalt-
lich sinnvolle Mitbestimmung der Öffentlichkeit oft schwierig. Meist stellt 
schon die allgemeinverständliche Vermittlung der vielfältigen bestehenden tech-
nischen Zusammenhänge und Randbedingungen für den Vorhabensträger eine 
große Herausforderung dar. Zugleich wird von den Bürgern ein hohes Maß 
an Verständnisbereitschaft und (Frei-)Zeit abgefordert.  
Wie die Tabelle 1 zeigt, beinhaltet die formale (also verpflichtende) Öffentlich-
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keitsbeteiligung in wasserrechtlichen Planfeststellungsverfahren sowohl Ele-
mente der Information (Bekanntmachung, öffentliche Auslegung) als auch der 
Konsultation (Stellungnahme, Diskussionsveranstaltung). Im Rahmen eines 
formalen Verfahrens (z. B. Planfeststellungsverfahren) kann auch zur Klärung 
bestimmter Fragen und Probleme ein informelles Verfahren stattfinden (z. B. 
Arbeitsgruppe), dessen Ergebnisse dann wiederum in das formelle Verfahren 
einfließen. Oft werden mit diesem Vorgehen tatsächliche Probleme gelöst.  
Natürlich bietet auch die beste Öffentlichkeitsbeteiligung keine Garantie für Ak-
zeptanz und Unterstützung des Vorhabens (Arbter, 2008). Grenzen und Risiken 
solcher Prozesse liegen deshalb insbesondere darin, dass 
− kein gegenseitiges Vertrauen aufgebaut werden kann, weil fachlich an-
spruchsvolle Sachverhalte nicht verständlich vermittelt werden können oder 
mangelndes Fachwissen der Öffentlichkeit zu ungenügender Akzeptanz beim 
Vorhabensträger führt,  
− gemeinsam als Konsens erarbeitete Abstimmungen und Erkenntnisse später 
einseitig in Zweifel gezogen werden keinen Bestand haben,  
− Betroffene (einzeln oder in Gruppen) sich dem Beteiligungsprozess bewusst 
entziehen, um Ihre persönlichen Interessen auf andere Weise möglicherweise 
besser (z. B. gerichtlich) durchzusetzen,  
− kein oder nur mangelnder Handlungsspielraum gegeben ist, um wirklich 
sinnvolle Kompromisse schließen zu können.  
Dennoch bietet die offene und sachliche Diskussion den Beteiligten immer die 
Möglichkeit, einander zuzuhören, Argumente auszutauschen, Vorbehalte zu 
vermindern und trotz möglicherweise fortbestehender Differenzstandpunkte zu-
mindest Verständnis für andere Positionen und Sichtweisen zu entwickeln. 
4 Zusammenfassung und Schlussfolgerungen 
Im Unterschied zu den gesetzlichen Mindestforderungen zeigen die Erfahrungen 
in der Praxis, dass eine relativ frühzeitige und kontinuierliche Öffentlichkeitsar-
beit helfen kann, die Genehmigung und Umsetzung von wasserbaulichen Groß-
bauvorhaben zu unterstützen und zu beschleunigen. Zudem kann ein solch 
transparentes Vorgehen Vertrauen in das Handeln der Verwaltung vermitteln 
und stärken. Oft entstehen Vorbehalte bei Betroffenen allein schon aufgrund dif-
fuser, zu später oder gar nicht erfolgter Information über ein Vorhaben.  
Wesentliche Vorteile einer aktiven Öffentlichkeitsarbeit bestehen darin, dass 
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− der Nutzen des Vorhabens aus Sicht des Vorhabensträgers inhaltlich voll-
ständig und allgemeinverständlich kommuniziert werden kann,  
− notwendige Eingriffe sowie Möglichkeiten des Interessenausgleichs sachge-
recht und mit entsprechenden Begründungen vermittelt werden können,  
− Hinweise, Forderungen und Erfahrungen Betroffener aufgenommen und so 
Ängste und Vorbehalte berücksichtigt und abgebaut werden können,  
− entstehende Unsicherheiten in der Öffentlichkeit fortlaufend durch konkrete 
Aussagen und Fakten vermieden werden können,  
− vermeidbare und lösbare Probleme vorab erkannt und einer Lösung zugeführt 
werden können, um das Genehmigungsverfahren nicht unnötig zu verlän-
gern.  
Um dies zu erreichen, erscheint es geboten, der Öffentlichkeitsbeteiligung recht-
zeitig die erforderlichen Ressourcen im Gesamtprojekt zur Verfügung zu stellen. 
Zudem müssen Informationen zum Projekt sowie die Projektunterlagen selbst 
auch darauf ausgerichtet sein, nicht nur fachlich höchsten Ansprüchen zu genü-
gen, sondern auch dem „Normalbürger“ auf geeignete Weise alle erforderlichen 
Informationen zum Vorhaben verständlich zu vermitteln.  
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